
leichterungen finden als spezielle Privilegien der Widerklage
keine Anwendung.83

Für § 33 ZPO hat der BGH entschieden, dass dieser gerade
im Falle der isolierten Widerklage gegen den Zedenten ent-
sprechende Anwendung finden soll.84 Während dies grund-
sätzlich abzulehnen ist, da der Dritte ein Recht haben muss,
an seinem Gerichtsstand verklagt zu werden,85 so ist auch in
diesem Fall die Sondersituation der Abtretung zu berücksich-
tigen. Hätte der Dritte – ohne Abtretung – seine Forderung
selbst geltend gemacht, so wäre er nach § 33 ZPO ebenfalls an
den Gerichtsstand des Beklagten gebunden.86 Ferner kommt
eine Gerichtsstandsbestimmung nach § 36 I Nr. 3 ZPO bei
der isolierten Widerklage nicht in Betracht, da Kläger und
Widerbeklagter keine Streitgenossen sind. Die Umgehung der
eigentlichen Kläger-Beklagtenkonstellation infolge der Abtre-
tung stellt damit – jenseits bloßer prozessökonomischer Er-
wägungen – den maßgeblichen Grund dar, eine Ausnahme
zuzulassen und den besonderen Gerichtsstand des § 33 ZPO
auch auf die Drittwiderklage gegen den Zedenten Anwendung
finden zu lassen. Im Übrigen hat es freilich beim Grundsatz
zu bleiben, dass § 33 ZPO alleine auf die Widerklage gegen
den Kläger anzuwenden ist.

3. Widerklage durch einen Dritten
Schließlich wird teilweise auch eine Widerklage durch einen
Dritten für zulässig erachtet.87 Dabei soll es einem Dritten
möglich sein, eine Widerklage gegen den Kläger bzw. daneben
auch gegen einen weiteren Dritten zu erheben.88 Auch in
dieser Konstellation handelte es sich um eine nachträgliche
Parteierweiterung, diesmal auf Beklagtenseite.

Nach zutreffender herrschender Auffassung ist dieser Mög-
lichkeit einer Widerklage durch einen Dritten aber eine Absa-
ge zu erteilen.89 Bereits begrifflich setzt die Widerklage vo-
raus, dass sie vom Beklagten ausgeht90 und innerhalb eines
anhängigen Prozesses zwischen den gleichen Parteien geltend
gemacht wird.91 Der Dritte könnte sich anderenfalls die Privi-
legien der Widerklage erschleichen.92 Erhebt der Dritte gleich-

wohl „Widerklage“, so kommt eine Behandlung als eigenstän-
dige Klage und im Einzelfall eine Verbindung mit der Haupt-
sache nach § 147 ZPO in Betracht.93

C. FAZIT
Die Widerklage ist eine Möglichkeit des Beklagten, eigene
Ansprüche gegen den Kläger mittels einer privilegierten Kla-
geform geltend zu machen, ohne dabei eine etwaige Präklusi-
on fürchten zu müssen. Der Widerkläger erfährt daneben Vor-
teile, indem er die Widerklage mündlich erheben darf, keinen
Gerichtskostenvorschuss leisten muss und ihm bei konnexen
Widerklagen der besondere Gerichtsstand des § 33 ZPO zur
Verfügung steht. Die nach letztgenannter Vorschrift verlangte
Konnexität darf aber nicht als eigenständige Prozessvoraus-
setzung verstanden werden.

Unter den verschiedenen Formen ist vor allem die Dritt-
widerklage relevant, da sich hier Probleme des Pateibeitritts
wie auch der Zulässigkeit zeigen, was gut geeignet ist, um
problemübergreifendes Wissen zu zeigen bzw. abzufragen.

83 Thomas/Putzo/Hüßtege (Fn. 12) § 33 Rn. 13; aA für die Zedentenwiderklage
Riehm/Bucher ZZP 123 (2010) 347 (360).

84 BGH NJW 2011, 460 (461).
85 B.V.1.
86 BGH NJW 2011, 460 (461). Diese Überlegung lässt sich auch auf die „normale“

Drittwiderklage übertragen, womit in Fällen der Zedentenwiderklage auch dort eine
Anwendung des § 33 ZPO in Betracht kommen kann, ebenso Vossler NJW 2011,
462 (462).

87 Im Grundsatz Uhlmannsiek JA 1996, 253 (253); wohl auch Zöller/Vollkommer
(Fn. 6) § 33 Rn. 22 ff.

88 Zöller/Vollkommer (Fn. 6) § 33 Rn. 22.
89 BGH MDR 1972, 600; OLG Hamburg NJW-RR 2004, 62 (63); BeckOK ZPO/

Toussaint (Fn. 46) § 33 Rn. 11; Hk-ZPO/Bendtsen (Fn. 10) § 33 Rn. 18; Musielak/
Heinrich (Fn. 2) § 33 Rn. 19; Musielak (Fn. 3) § 5 Rn. 325; Stein/Jonas/Roth (Fn. 2)
§ 33 Rn. 45;Weser ZZP 86 (1973) 36 ff.

90 BGH NJW 1975, 1228 (1228); Prütting/Gehrlein/Wern (Fn. 1) § 33 Rn. 20.
91 BGH NJW 1964, 44 (44); Musielak/Heinrich (Fn. 2) § 33 Rn. 19.
92 Musielak/Heinrich (Fn. 2) § 33 Rn. 19.
93 Prütting/Gehrlein/Wern (Fn. 1) § 33 Rn. 20; Stein/Jonas/Roth (Fn. 2) § 33 Rn. 45.
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Im Oktober 2012 erbt M ein Grundstück woraufhin F und M beschließen, auf dem
Grundstück ein Haus zu bauen und dort nach Abschluss der Bautätigkeit einzuziehen. Im
Gegenzug dafür, dass M das unbebaute Grundstück zur Verfügung stellt, erklärt sich F, selbst
Architektin, bereit, in ihrer Freizeit die erforderlichen Baupläne zu erstellen und die Bauüber-
wachung zu übernehmen. Ferner soll sie zu einem späteren Zeitpunkt den Großteil der
Baukosten zur Verfügung stellen. Weil F und M auch in Zukunft beieinander bleiben wollen,
tauchen Überlegungen, nähere Absprachen über die jeweils zu erbringenden Leistungen zu
treffen, zu keinem Zeitpunkt auf. Im März 2013 wird noch während der Bauarbeiten bei F
eine unheilbare Krebserkrankung festgestellt. Vonseiten des Arztes ist allerdings nicht ab-
zuschätzen, wie lange F noch leben werde. Im April 2013 stellt F 60.000 EUR für den
Hausbau zur Verfügung. Nach der Fertigstellung des Hauses im Juni 2013 ziehen M und F in
das Haus ein. Im Oktober 2013 verstirbt F an den Folgen der Krebserkrankung. F hat kein
Testament hinterlassen.

S, der schon von Anfang an eine Abneigung gegen die Beziehung der F mit M hatte, verlangt
nunmehr von M die Rückzahlung der für die Renovierung des Hauses zur Verfügung gestell-
ten 60.000 EUR. Des Weiteren macht S gegen M 15.000 EUR geltend, die die Architekten-
leistungen der F (Baupläne und Bauüberwachung) unstreitig wert waren. Da F sonst keine
nennenswerten Vermögenswerte hinterlassen habe, müsse ihm wenigstens als Alleinerbe der F
„etwas“ zustehen. M wendet sich daraufhin an Rechtsanwalt R. Er bittet ihn, die von S geltend
gemachten Ansprüche zu prüfen. Er sei davon ausgegangen, F habe ihm die 60.000 EUR und
die Architektenleistungen quasi „geschenkt“.

Welche Ansprüche hat S gegen M?

Bearbeitervermerk: Es ist davon auszugehen, dass der Wert des Hauses um die von F erbrachten
Leistungen erhöht worden ist. Öffentlich-rechtliche Vorschriften sind außer Acht zu lassen.

& LÖSUNG

A. ANSPRÜCHE BZGL. DER ARCHITEKTENLEISTUNGEN

I. Analoge Anwendung von Verlöbnis- und Eherecht
Eine analoge Anwendung des Verlöbnis- oder Eherechts kommt nicht in Betracht, zumal sich
die Partner der nichtehelichen Lebensgemeinschaft (neLG) bewusst gegen eine rechtliche
Bindung in Form der Ehe bzw. eines Verlöbnisses entschieden haben (Majer NJOZ 2009, 114
[118]; Fest ZJS 2009, 528 [530]).

II. Anspruch auf Vergütung der Architektenleistung gem. §§ 631 I, 632, 1922 I, 1924 I
BGB

S könnte gegen M einen Anspruch auf Vergütung der von F erbrachten Architektenleistung
iHv 15.000 EUR gem. §§ 631 I, 632, 1922 I, 1924 I BGB haben. Dies setzt voraus, dass der
Vergütungsanspruch iHv 15.000 EUR besteht und mit dem Tod der F auf S übergegangen ist.

1. S als Erbe der F
Gem. § 1922 I BGB geht der Nachlass des Erblassers mit allen Rechten und Pflichten auf den
oder die Erben über (Jauernig/Stürner, BGB, 15. Aufl. 2014, § 1922 Rn. 1; MüKoBGB/Lei-
pold, Münchener Kommentar zum BGB, 6. Aufl. 2013, § 1922 Rn. 20). Mangels Vorliegen
einer Verfügung von Todes wegen (§ 1937 BGB) sind Erben erster Ordnung gem. § 1924 I
BGB die Abkömmlinge des Erblassers. S ist damit als Sohn der F Erbe erster Ordnung. Somit
geht grundsätzlich das gesamte Vermögen der F auf S über.

2. Werkvertragsschluss
Ferner müsste ein Vergütungsanspruch iHv 15.000 EUR bestehen. M und F haben keine
näheren Absprachen über die jeweils zu erbringenden Leistungen getroffen. Es ist damit nicht
davon auszugehen, dass F die Architektenleistungen nur gegen Zahlung der üblichen Ver-
gütung iSd § 632 BGB erbringen wollte. Diese waren vielmehr Zuwendungen in Verwirk-
lichung und Leistung auf die neLG, von denen sie nach Fertigstellung des Hauses durch
gemeinsames Wohnen mit M auch selbst profitieren wollte.

3. Ergebnis
S hat somit gegen M keinen Anspruch auf Vergütung der von F erbrachten Arbeitsleistung
gem. §§ 631 I, 632, 1922 I, 1924 I BGB.

Erbe erster Ordnung
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